Bericht über die Veranstaltung der Ost- und Mitteldeutschen 
Vereinigung (OMV) am 24. Jan. 2008 in Hannover, („Ihmeblick“)
Referat:         Demographischer Wandel – Lösungsansätze für eine Schicksalsfrage
Referent:       Kurt Müller, Dipl.- Wirtschaftsing., Wien/Hannover
Der Bevölkerungsschwund ist eine Schicksalsfrage von besonderer Schwere. Der Rückgang 

beträgt 0,35 % pro Jahr. Sie wird augenblicklich noch durch Zuwanderung abgemildert. Der Schwund ist aber ein anhaltender dauerhafter Prozess , der nicht zu vergleichen ist mit Bevölkerungseinbußen wie Seuchen ( Pest, Cholera …), Krieg oder Naturkatastrophen in früheren Zeiten. Wir alle sind betroffen von dieser Entwicklung – insbesondere die Alten und Kranken.  

Betreuung von Kranken und Alten
In diesem Bereich herrscht schon heute Personenmangel. Lückenbüßer sind schlecht bezahlte Deutsche (Zivildienstleistende , 1-Eurokräfte), Praktikantinnen (auch aus dem Ausland) sowie   ausländische Fachkräfte. Beispielsweise verdient eine examinierte slowakische Krankenschwester zu Hause 300,-- € /Monat, hier 700,-- € + Kost + Logis. Das ist verlockend.

Die Altersstruktur in der Arbeitswelt wird sich ändern. Der Anteil der über 50 Jährigen an der arbeitenden Bevölkerung wird sich von einem Viertel (2001) bis auf ein Drittel im Jahr 2011 steigern. Die unter 35 Jährigen werden dann nur noch 19 % betragen. Der Wettbewerb um die jungen Arbeitskräfte wird härter werden. In den sozialen Berufen mit den niedrigen Tarifen wird man den Engaß zuerst spüren. Außerdem ist es unstrittig, dass die weniger werdenden Aktiven in Deutschland die Altenlast unter den heutigen Bedingungen kaum tragen können, schon gar nicht in Zukunft. 

Freizügigkeit ist ein Menschenrecht
Rechtfertigt es auch Zuwanderung im großen Stil?. In den späteren Jahren werden Praktikantinnen und ausländische Fachkräfte nicht mehr zur Verfügung stehen, da sich in den Herkunftsländern ein besseres Auskommen finden. Außerdem ist die Lösung des demographischen Problems über Zuwanderung unmoralisch, weil sie in den abgebenden Staaten und Gesellschaften die Entwicklungsmöglichkeit stark einschränkt. Diese Staaten tragen zwar Kosten für Erziehung und Ausbildung, aber die reichen Länder profitieren von diesen Vorleistungen – so die Ausführungen des Referenten. Politische Überlegungen der Grünen und Linken – über Zuwanderung das Problem zu lösen – sind Fehleinschätzungen und rücksichtslos. 
Die Altersstruktur der Bevölkerung glich  bekannter weise früher  einer Art  „Tannenbaum“. In Zukunft dürfte sich der „Baum“ in einen „Wasserkopf“ verwandeln – Ausdruck einer demographischen  Missbildung..

Wie kann die Entwicklung aufgehalten werden? – gebräuchliche Rezepte 
Die Politik versucht mit dem Elterngeld gegen zu steuern. Diese Regelung  ist jedoch ein Klientelgesetz und bevorzugt die  berufstätigen und erfolgsreichen Frauen  – Studenten                Hartz-IV-Empfänger, Mehrkindfamilien u. s. w. müssen sich mit dem Mindestsatz zufrieden geben. 

Die Politik darf keine Form der Betreuung bevorzugen. Die berufstätige Frau und die Fremdbetreuung der Kinder ist nur eine von mehreren Möglichkeiten und darf nicht durch monetäre Reglungen zwangsweise zur Norm werden. Die Bundesfamilienministerin Frau van der Leyen denkt zumindest daran, in Zukunft Großeltern in die Förderung einzubeziehen, wenngleich mit einer Beschränkung auf den Mindestsatz . 
„Jeder soll nach seiner Fasson selig werden“
Es ist Aufgabe christlichdemokratischer Politik, die Entscheidungsfreiheit der jungen Menschen für jede Lebens- und Familienform zu gewährleisten. Die Unterstützung der berufstätigen Frau ist nur eine Maßnahme – als Norm widerspricht sie einer freien Gesellschaft. Wir dürfen uns auch sprachlich

(veraltetes Familienbild, „ Herdprämie“) nicht in die Defensive drängen lassen. Die Förderung der Familien mit Kindern muß ausgebaut werden. Bisher tragen Paare und Alleinerziehende diese Last der Existenzsicherung unserer Gesellschaft weit überdurchschnittlich. Laut Bundesregierung werden 184 Mrd. € pro Jahr für Familienförderung ausgegeben. Die Gelder dafür werden aber zum großen Teil von den Begünstigten selbst aufgebracht (Sozialversicherungen) und bereffen etwa zu
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(Fortsetzung Bericht  OMV- Veranstaltung am 24.01.2008)
50 % den Lastenausgleich unter Ehepartnern unabhängig von der Elternschaft oder allgemeine poitische  Anliegen

Absolute Notwendigkeit:  mehr Kinder
Jeder einzelne ist gefordert

Der Ausweg aus dieser Misere lautet schlicht und einfach : mehr Kinder, weniger Ideologie – und dafür ist jede Maßnahme recht. Mit er Aussage „Wer nicht mindestens 4 Enkel hat, ist an den derzeitigen Problemen beteiligt, weist der Referent auf eine statistische Wahrheit hin. Jeder sollte Kindern und jungen Menschen Mut zur Elternschaft machen, statt davon abzuraten (Dafür ist später nocht Zeit! Mach erst  Deine Ausbildung fertig. Genieße ds Leben). Großeltern sollten lieber in die Ausbildung der Enkel investieren, als ihnen zum 18. Geburtstag ein Auto zu schenken und bei der Verteilung des Erbes rechtzeitig klar machen, dass die Enkel mit einbezogen werden.
Gesellschaftlicher Rahmen
Die Politik hat den gesellschaftlichen Rahmen zu schaffen. Dazu der Referent:                                                                                                                                              
„Wir müssen die Familie mit 4 oder 5 Kindern steuerlich/wirtschaftlich ermöglichen,

damit kinderlose Karrieren gesellschaftlich und demographisch verkraftet werden können“

Familienpolitik ist Wirtschaftspolitik und nicht Sozialpolitik, also Schaffung des  notwendigen 
Rahmens, nicht Milderung von Not oder mangelnder Leistungsfähigkeit.
Kosten – Nutzen  – Überlegungen
Nach Ausführungen des Referenten kostet ein Betreuungsplatz – der Rechtsanspruch darauf ist von der Bundesregierung  beschlossen – ca. 1000,--€ pro Kind und Monat. Das von der CSU alternativ geforderte Betreuungsgeld ( bei  Verzicht auf den Betreuungsplatz)  von 150,-- € pro Kind und Monat 

ist zu niedrig und kann nur ein Einstieg sein. Die anderen Parteien setzen aber leider einseitig auf Fremdbetreuung, obwohl es die teuerste Lösung ist. Immerhin geht die CDU in Niedersachsen mit dem angedachten Landeskindergeld in die richtige Richtung.

Lebensmodelle
Es gibt unterschiedliche Lebensmodelle 
· Karriereorientierter Lebenslauf von 

(Männern und) Frauen – meist keine Kinder
· Berufsorientierter Lebenslauf von

(Männern und) Frauen –   1 – 2 Kinder
· Familienorientierter Lebenslauf von
(Männern und) Frauen – meist arbeitsteilig, 3 und
             mehr Kinder
Als absolute Prämisse wird vom Referenten die Wahlfreiheit der jungen Menschen genannt.  Die Alternativen müssen wirklich, d. h. nicht zuletzt wirtschaftlich gegeben sein. 
Erziehungsgehalt  
Der Referent stellt den Vorschlag eines Erziehungsgehaltes von Christa Müller (Die Linken, Frau von Oskar Lafontaine) als schlüssiges Konzept vor [ 1 ], [ 2 ]. Er unterstützt es nachdrücklich, da das der beste Ansatz für eine freie Gesellschaft ist. Sich der Lösung des demographischen Problems gerecht zu nähern. Es ist der einzige Ansatz , der einen familienorientierten Lebenslauf wirtschaftlich möglich macht, da er das Ausnutzen der Mütter bzw. die Ausbeutung der Frauen durch eine eigenständige Entlohnung ersetzt.
Das Erziehungsgehalt ist sozialversicherungspflichtig und keine Sozialleistung, sondern die Honorierung einer gesellschaftlich notwendigen Tätigkeit. Das Erziehungsgehalt ist kein Ersatz für ein Erwerbseinkommen. Es ist selbst ein Erwerbseinkommen. Grundsätzlich vertraut Frau Müller den

Eltern. In Ausnahmefällen ist das Jugendamt gefordert. 

                                                                                                                                                  - 3 -

                                                                           - 3 -

(Fortsetzung Bericht OMV—Veranstaltung 
Mit dem Erziehungsgeld können die Eltern auch Kosten und Aufwand für Betreuung durch Großeltern, Pflegemütter oder Betreuungseinrichtungen finanzieren. 
Nach dem Grundsatz  „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist das Erziehungsgeld für alle gleich.

Christa Müller schlägt folgende Abstufung vor:

· 1.  –   3. Lebensjahr. 1.600,-- € /Monat und Kind (mögliche professionelle Betreuung)
· 4.  -  18. Lebensjahr:    500,-- €I Monat und Kind  (möglich Mutter halbtags erwerbstätig)
· Im Höchstfall             2.600,-- € pro Monat

· Maximal für 5 Kinder, 

Fazit
Die derzeitige  Familienpolitik ist zur Lösung des demographischen Problems völlig unzureichend. Der Bevölkerungsschwund kann so nicht aufgehalten werden. Nach Einführung des Elterngeldes ist die Zahl der Geburten gerade um 1 % gestiegen. Wir brauchen einen Bewusstseinswandel in der Bevöl-
kerung und eine nachhaltige, klare Regelung, die die Leistung der Erziehenden auch wirtschaftlich abgilt : Das Erziehungsgehalt
Pressehinweise:
[ 1 ]   ZUR PERSON  „Christa Müller“  HAZ 15. August 2007, 
[ 2 ]   „Erziehungsgehalt für alle“, Christa Müller,  FAZ v. 29.11.2007 S. 10 

Berichterstatter    25. Febr. 2008                                                        Vorstandsmitglied OMV Hannover    

